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Aarau, 23. Februar 2026 
GV 2026 – 2029 / 11 
 

Beantwortung einer Anfrage 
Peter Jann (GLP), Konkurs Betriebsgenossenschaft Seniorenzentrum «auf Walthers-
burg» – Stellungnahme des ehem. Vorstand der Betriebsgenossenschaft 
 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 3. Februar 2026 hat Einwohnerrat Peter Jann (GLP) eine Anfrage betreffend «Konkurs 
Betriebsgenossenschaft Seniorenzentrum «auf Walthersburg» – Stellungnahme des ehem. 
Vorstand der Betriebsgenossenschaft» eingereicht. 
 
Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 
 
Frage 1:Wie beurteilt der Stadtrat die Stellungnahme des Vorstands der ehemaligen Betriebs-
genossenschaft generell (Versand an ER am 3. Februar 2026)? 
 
Der Stadtrat bedauert es, dass die Betriebsgenossenschaft in den letzten Monaten eine sehr 
geringe Gesprächsbereitschaft mit den Verantwortlichen der Stadt und weiteren Beteiligten 
zeigte. Die fehlende Kommunikation hat eine gemeinsame Lösungsfindung deutlich erschwert.  
 
Frage 2: Mit welchen Punkten in der Stellungnahme des ehemaligen Vorstands der Betriebs-
genossenschaft ist der Stadtrat einverstanden? 
 
Die Erläuterungen zur Entwicklung der Betriebsgenossenschaft, zur Mitgliedschaft der Stadt 
und zu den Mietausstände sind weitgehend korrekt. Wobei unter anderem folgende Präzisie-
rungen notwendig sind: Punkt 4, die Wohnungen wurden in der Regel bei Mieterwechseln in 
Stand gestellt; Punkt 6, der Austritt aus der Betriebsgenossenschaft wurde bereits mit der 
Botschaft an Einwohnerrat zum Kauf kommuniziert; Punkt 9, die Stadt hat der Betriebsgenos-
senschaft wiederholt angeboten, sie bei der Vermietung der leeren Wohnungen zu unterstüt-
zen.   
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Frage 3:Mit welchen Punkten in der Stellungnahme des ehemaligen Vorstands der Betriebs-
genossenschaft ist der Stadtrat nicht einverstanden und warum nicht? 
 
Der Stadtrat ist mit der Unterstellung der fehlenden Gesprächsbereitschaft des Stadtrates 
und der Verwaltung nicht einverstanden. So hat beispielsweise an der Besprechung vom  
15. Oktober 2025 (Punkt 14) die Stadt der Betriebsgenossenschaft wiederholt Unterstützung 
bei der Vermietung der leerstehenden Wohnungen angeboten. Dabei wurde auch die Rück-
zahlung der Ausstände verdankt. Mit der Betriebsgenossenschaft wurde vereinbart, dass 
diese mit konkreten Vorschlägen oder Forderungen in Sachen Mietzins an die Stadt treten 
müssen, damit die Stadt einen konkreten Entscheid treffen kann. Da bis Mitte Dezember sei-
tens Betriebsgenossenschaft keine konkrete Anfrage an die Stadt gerichtet wurde und Un-
klarheiten in Bezug auf den Entscheid der Generalversammlung bestanden, gelangte die Stadt 
zu diesem Zeitpunkt erneut an die Betriebsgenossenschaft. Eine Antwort blieb jedoch bis zur 
Bilanzdeponierung anfangs Januar 2026 aus. 
 
Die Darlegungen zur Kommunikation (Punkt 18 und 22) teilt der Stadtrat ebenfalls nicht. Für 
eine detaillierte Antwort wird auf die Beantwortung der Frage 6 verwiesen.  
 
Frage 4:Wie beurteilt der Stadtrat den Vorwurf zum mangelnden Interesse der Stadt am Seni-
orenzentrum Walthersburg? 
 
Aus Sicht des Stadtrats war das Angebot der Betriebsgenossenschaft eine gute Ergänzung 
zu anderen Angeboten für Seniorinnen und Senioren. Wie bereits in der Vorlage zum Kauf der 
Walthersburg dargelegt, waren der Stadt auch die finanziellen Herausforderungen des Be-
triebsmodells bekannt.  
 
Die Betriebsgenossenschaft ist jedoch ein eigenständiger Betrieb und Mieterin der Stadt. Die 
Einflussnahme auf Betriebsabläufe bei Mietenden ist seitens der Stadt nicht möglich. Sie kann 
höchstens beratend zur Seite stehen. Sowohl der Stadtrat auch als auch die Stadtverwaltung 
haben seit dem Kauf der Liegenschaft wiederholt Gespräche mit den Verantwortlichen der 
Betriebsgenossenschaft geführt. Dabei standen einerseits Vermietungs- sowie Unterhaltsfra-
gen im Vordergrund. Anderseits wurden auch die finanziellen Schwierigkeiten und mögliche 
Massnahmen thematisiert. Es wurde versucht, Lösungen anzubieten, welche im Interesse der 
Bewohnerinnen und Bewohner und gegenüber der Bevölkerung vertretbar sind. Mangelndes 
Interesse und fehlende Gesprächsbereitschaft können der Stadt nicht unterstellt werden. Die 
Bereitschaft der Stadt, sich für Lösungen einzusetzen, wird durch das grosse Engagement 
und die gezielte Information an die Bewohnerinnen und Bewohner in den letzten Wochen un-
terstrichen.  
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Frage 5:Wie beurteilt der Stadtrat den Vorwurf mangelnder Gesprächsbereitschaft seitens 
Stadt? 
 
Siehe Antwort zu Frage 4. 
 
Frage 6:Wie beurteilt der Stadtrat den Vorwurf zum Nichteinhalten von Absprachen beim Ver-
sand von Medienmitteilungen? 
 
Der Stadtrat widerspricht dieser Darstellung. Es ist festzuhalten, dass es sich bei den ange-
sprochenen Medienmitteilungen nicht um eine gemeinsame Kommunikation der Betriebsge-
nossenschaft und der Stadt Aarau handelte, sondern um eine Kommunikation der Stadt Aarau 
in ihrer Rolle als Eigentümerin der Liegenschaft. Die Betriebsgenossenschaft wurde am Frei-
tag, 9. Januar 2026, per E-Mail mit einer finalen Version der Medienmitteilung beliefert, mit 
dem Hinweis, dass der Versand am Dienstag, 13. Januar 2026, erfolgen sollte. Rechtliche Ab-
klärungen im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Konkursverfahren zeigten indes, dass 
das weitere Vorgehen nicht wie in der Medienmitteilung formuliert, kommuniziert werden 
konnte. Die Betriebsgenossenschaft wurde deshalb vorgängig mündlich über die notwendige 
Anpassung der Medienmitteilung informiert. Die angepasste Version der Medienmitteilung 
wurde am Montag, 12. Januar 2026 per E-Mail zugestellt, inklusive der Bitte, die vorgängig als 
finale Version bezeichnete Medienmitteilung nicht zu verwenden und zu teilen. Es ist ausser-
dem festzuhalten, dass die durch die Betriebsgenossenschaft in ihrer Stellungnahme veröf-
fentlichte Version der Medienmitteilung nicht der finalen Version vom 9. Januar 2026 ent-
spricht. 
 
 
Im Namen des Stadtrats 
 
Dr. Hanspeter Hilfiker Dr. Marco Salvini 
Stadtpräsident Stadtschreiber 
 
 
 
 
 
 
Die Beantwortung dieser Anfrage verursachte Kosten von 475 Franken. 
 


